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e rw а c h s ende Reakt ione n der be-

versuche n, als Verurs acher der

,  die ihnen als Verdäc it ige oder

geltend z u machen. Das sind ins-

eismit tel zu sehen, ei nen Ve r-

Beschuldi gung kennenzu lernen •

ie Aussage zu verweige rn. We nn

rursacher der Gefahr s ind, be-

f  strafprozessuale Aus sage-
verweigerungsrechte von Zeugen.

In dieser Situat ion muß vor al lem eingeschätzt werden, ob 

eine neue Qual i tät  gegeben ist  und ob die Sachverhaltsklä­

rung noch auf der Grundlage des VP-Gesetzes als Maßnahme der 

Abwehr einer Gefahr oder berei ts auf der Grundlage der Straf­

prozeßordnung (bzw. auf der Grundlage von Ordnungsstrafbest im­

mungen) durchgeführt  werden kann (muß). Es ist  vor al lem zu 

analysieren, ob aus den vorl iegenden Informationen Hinweise 

auf den Verdacht oder der Verdacht einer Straftat begründet 

werden kann. Auf der Grundlage dieser Analyse sind die weite­

ren Maßnahmen zum Erreichen der pol i t isch-operat iven Zielstel­

lung festzulegen. .Soweit  nicht die Sachverhaltsklärung nach 

dem VP-Gesetz beendet und diese in die strafprozessuale Ver­

dachtshinweisprüf ung oder in ein Ermit t lungsverfahren hinüber 

gelei tet  wird, kann in der unter dem Problemkreis "Aussage­

pf l icht" dargestel l ten Art  und Weise argumentiert  werden, um 

weitere Auskünfte zu erreichen. Das verlangt aber auch, ge­

genüber den Befragten über die beabsicht igten Maßnahmen zur 

Real is ierung seiner persönl ichen Verantwort l ichkeit  Stel lung 

zu nehmen. Die übergrei fenden strafprozessualen Rechte der 

nach dem VP-Gesetz befragten Person sind str ikt  zu wahren.


